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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
- Drucksachen 16/9300 und 16/10150 (Ergänzung) - 
 
2. Lesung 
 
 
 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 2016) 
 
Einzelplan 12 - Finanzministerium 
 
 
 
 
 
 
Berichterstatter    Abgeordneter Markus Weske   
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Entwurf des Einzelplans 12 wird in der Fassung der Beschlüsse des Ausschusses 
angenommen. 
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Bericht 
 
A Beratungsergebnisse der Berichterstatter des Haushalts- und 

Finanzausschusses 
 
Die Berichterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses haben sich mit dem Entwurf des 
Einzelplans 12 befasst. Das Ergebnis der Beratungen ergibt sich aus der Vorlage 16/3412. 
 
 
B Abschließende Beratung im Haushalts- und Finanzausschuss 
 
Der Personaletat des Einzelplans 12 wurde in gemeinsamer Sitzung mit dem HFA am 
1. Dezember 2015 abschließend beraten. Der Unterausschuss Personal votierte mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Fraktionen von 
CDU, FDP und PIRATEN für eine Annahme.  
 
Der Unterausschuss Landesbetriebe und Sondervermögen hat sich in seiner Sitzung am 
18. November 2015 mit dem Sondervermögen Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-
Westfalen, BLB NRW, Kapitel 12 700, abschließend befasst. Änderungsanträge lagen dort 
nicht vor. Der Zuständigkeitsbereich des Unterausschusses wurde mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktionen von 
CDU, FDP und PIRATEN einstimmig unverändert angenommen. 
 
Die Beratungen zu diesem Bereich des Haushalts im Haushalts- und Finanzausschuss sind 
in dem Bericht zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2016 - Drucksache 16/10500 – 
dargestellt.  
 
Das Ergebnis der Beratungen einzelplanübergreifender Anträge ist in dem Bericht zum 
Einzelplan 20 - Drucksache 16/10520 - dargestellt. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat sich am 1. Dezember 2015 abschließend mit dem 
Entwurf des Einzelplans 12 befasst. Zur abschließenden Sitzung lagen zwei 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen vor. Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen 
ergibt sich aus dem Anhang. Beide Änderungsanträge wurden angenommen.  

 
 
C Abstimmung, Ergebnis 
 
In der Abstimmung über den Entwurf des Einzelplans 12 wurde dieser mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und PIRATEN so verändert angenommen. 
 
 
Christian Möbius 
Vorsitzender  
 
 
Anhang: 2 Änderungsanträge der Fraktionen von SPD und GRÜNEN 
  
Anlage: Veränderungsnachweis des Finanzministeriums 
 
   Änderungen in den Haushaltsansätzen  
 



 

 

Änderungsantrag zum Einzelplan 12 
zum Haushaltsgesetz 2016 

 
Sachhaushalt  

 
lfd. Nr. 

des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
GRÜNE 

Kapitel 12 010 Ministerium 
Titel 547 10  Sonstige sächliche Verwaltungsausgaben 
 
Erhöhung der Mittel für Nachwuchswerbung (Unterteil 12) 
 
 
Erhöhung des Baransatzes: 
Ansatz (bisher):  2.855.000 EUR                                                 Ansatz lt. 
HH 2015: 
Erhöhung um:        100.000 EUR                                                 2.922.100 
Euro 
Ansatz (neu):      2.955.000 EUR 
 
 
Begründung: 
Der Wettbewerb um gute Schulabgänger hat sich auf dem Ausbildungs- 
und Studienmarkt weiter spürbar verschärft. Mit der Erhöhung der Mittel 
für die Nachwuchswerbung wird den seit 2011 erhöhten Einstellungen für 
die Finanzverwaltung Rechnung getragen, um auch zukünftig 
ausreichende Bewerberzahlen sicherstellen zu können. Um eine größere 
Breitenwirkung in der Personalwerbung zu erreichen, sind insbesondere 
der Ausbau regionaler und überregionaler Zeitungswerbung, die 
Ausweitung von Messeteilnahmen sowie die Intensivierung der 
Radiowerbung zwingend erforderlich. 
 
 

einstimmig angenommen 
SPD  ja 
CDU  Enthaltung 
GRÜNE ja 
FDP  ja 
PIRATEN Enthaltung 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 12 
zum Haushaltsgesetz 2016 

 
Sachhaushalt  

 
lfd. Nr. 

des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
GRÜNE 

Kapitel 12 100           Rechenzentrum der Finanzverwaltung  
Titel 812 81                Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und     
                                   Ausrüstungsgegenständen für die Daten-               
                                   verarbeitung, Software, sowie Fernmeldeanlagen 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
 
2016       Ansatz lt. HH 2015  
von 39.638.000 Euro              40.631.000 Euro 
um   2.500.000 Euro 
auf 42.138.000 Euro 
 
Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung: 
 
2016       Ansatz lt. HH 2015  
von 35.800.000 Euro              36.000.000 Euro 
um   2.500.000 Euro 
auf 38.300.000 Euro 
 
Begründung: 
Um die Ziele des Projektes Zukunft der Finanzverwaltung zu erreichen, ist 
eine Bereitstellung von zusätzlichen Ressourcen für die IT erforderlich. 
Eine leistungsstarke und zeitgemäße IT-Ausstattung sowie eine möglichst 
vollständige elektronische Bearbeitung der Steuererklärungen ist eine 
entscheidende Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit der 

einstimmig angenommen 
SPD  ja 
CDU  Enthaltung 
GRÜNE ja 
FDP  Enthaltung 
PIRATEN Enthaltung 
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nordrhein-westfälischen Finanzverwaltung. Zur Sicherstellung der Ziele 
Digitalisierung, Flexibilisierung der Arbeit und Gewährleistung einer hohen 
Ausfallsicherheit sind zusätzliche Investitionen in Hard- und Software und 
in die Modernisierung des Rechenzentrums unabdingbar. Auch für die 
Betrugsbekämpfung ist in technische Lösungen für die Zusammenarbeit 
mit anderen Behörden (LKA, BKA) zu investieren. 
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